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Im Schneckenhaus?
Einmal mehr hat sich der Bundesrat der

Schweizerischen Eidgenossenschaft zur
Friedens- und Sicherheitspolitik unseres
Landes geäussert. «Eine weltoffene, aktive
Aussenpolitik bildet einen wesentlichen
Bestandteil einer umfassenden Sicherheitspolitik»,

schreibt die Landesregierung. Die
Beteiligung der Schweiz am internationalen
System sei nicht das Ergebnis einer Wahl,
sondern eine Notwendigkeit. Recht haben

Ji- -i-l w.: r> i-:
sich nur, wie man solche Ideen Volk und
Parlament beibringen kann. Nach den Nein
zur Uno und zur Sozialcharta, aber auch
nach der Einführung der Autobahnvignette
und der Schwerverkehrsabgabe oder der
Ablehnung jeglicher Schweizer Olympiapläne

liegt der Schluss doch nahe, dass es uns
Schweizern im eigenen Schneckenhaus am
besten gefällt. Unter Schutz stehen die
Weinbergschnecken in der Schweiz zwar
icliun lange, cuiupa- uQcx gar weltweit
haben das allerdings noch lange nicht alle

gemerkt.

Gutes Timing
Gerade rechtzeitig hat der Bundesrat

reagiert. Kaum hat der Nationalrat das

Abkommen mit Australien akzeptiert, wonach
Uran aus diesem Land als Rohstoff für unsere

Atomkraftwerke bezogen werden darf,
hat der Bundesrat geschaltet in Richtung
Endlagerung der radioaktiven Abfälle. Weil
es sich um einen allgemeinen Vertrag handelt,

der die Zusammenarbeit auf dem Gebiet
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Bundesrat an der letzten Sitzung vor den
Ferien den dazugehörigen Beschluss auch
gerade gefällt: Der «Auslieferungsvertrag
zwischen der Schweiz und Australien»
wurde gutgeheissen.

Förderband Paul Wyss
Am 13. März 1986 reichte Paul Wyss im

Namen der FDP-Fraktion eine Motion ein,
um Volksinitianten zu hindern, im Förder-

Serie einzureichen. Auslöser waren die
Tierschützer, die, kaum war Franz Webers
Initiative in der Abstimmung vom Dezember

1986 gebodigt, stracks ein neues Begehren

lancierten. Am 10. September 1986 ant-

Sache umfangreich prüfen. Der Vorstoss
wurde entgegengenommen, doch es geschah
weiter nichts. In der Folge zeigte sich auch,
dass das Problem so gross auch wieder nicht
ist. Die Tierschützer scheiterten nämlich
mit der Unterschriftensammlung recht
kläglich. Dafür scheint sich ein neues
Problem anzubahnen. Jenes, dass Parlamentarier

im Fördcrbaiidsystcm hin teieinander
gleichlautende Dcgclircii einreichen,. Paul

Wyss hat seinen Vorstoss von 1986 am
22. Juni 1988 nämlich schon wieder
eingereicht. Fehlt das Gedächtnis oder färben
Praktiken anderer Initianten ab?

Bewegte Medienlandschaft
Der Tages-Anzeiger, so hiess es, steige ins

Lokalradiowesen ein. Diese Verlautbarung
ging synchron mit der Meldung, der
schweizerische Medienbeamte Nummer
eins, Armin Walpen, wechsle die Fronten
viüO- Ikjjv jii.li Iii vliv» Oivlwi d\-J VviluCjjliuUJLJ
Tages-Anzeiger einspannen, woselbst er im
Ressort neue Medien auch die Lokalradioprojekte

zu betreuen habe. Während die
Öffentlichkeit noch rätselte, welche
Medienprojekte der Tages-Anzeiger wohl
haben könnte, kam schlagartig eine neue
Meldung aus dem Verlagshaus: Man steige
jetzt bei R_adiu Grisella nielli ein, der Chef-
redaktor der Bündner Zeitung sei dagegen.
Nun, Chef Stefan Bühler darf sich auf die
òcnuiter Kiopren, mit em paar z.eiien aas
gutrentierende Zürcher Unternehmen aus
den Bergen verjagt zu haben. Nur: Was soll

jetzt Armin Walpen tun? Bleibt er wohl
doch in Bern?

ranamentaneroerater
Keller

H. Anton Keller ist bekannt als Berater
von Parlamentariern, wobei stets
offenbleibt, in wessen Namen er eigentlich weibelt.

Sicher aber hat er sich gegen das

Insidergesetz verschworen und scheut keine
Mühe, das Werk von Bundesrat und Parlament

zu diskreditieren, das am 1. Juli in
Kraft gesetzt wurde. Nicht müde wird er zu
behaupten, das Gesetz müsse aufgehoben
werden, weil doch dagegen das Referendum

ergriffen worden sei. Nur: Das
Zustandekommen des Referendums war um
rund 49 980 Stimmen verfehlt worden, und
auch das Kantonsreferendum scheiterte
kläglich, es machte nämlich kein einziger
Kanton mit. Dennoch will jetzt Keller sogar
vor Bundesgericht streiten. Fortsetzung
folgt.

Hubacher in Moskau
Es sei jetzt eine Normalität, nach Moskau

zu reisen, meinte Helmuth Hubacher nach
seiner Rückkehr vor der Bundeshauspresse.
Klar, nachdem sogar Peter Sager und alt
Bundesrat Rudolf Friedrich sich die
Perestroika erläutern liessen, durften ruhig auch
unsere Sozialdemokraten hingehen. Oder
fühlt man andere Gemeinsamkeiten?
Gorbatschow plant ja einen Abbau der im Laute
der Geschichte gestiegenen Allmacht der
Partei im Land. Bald ist man dort wieder
soweit, wie man 1917 nach der Oktoberrevolution

war. In der Schweiz ist das ähnlich.
Nach den letzten Nationalratswahlen sind
die Sozialdemokraten stärkemässig auch
wieder dort, wo sie 1919 waren.
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